
 

 





 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 

 

 
 



 

 

 



 

 

 

Jahr / Quartal

Tätigkeit Start Ende Dauer [M]

Zuleitung Litzirüti 01.04.2029 31.05.2030 14

Hauptstollen / Portal Sand 01.04.2028 31.08.2030 29

Portal Calmiez 01.04.2029 31.08.2030 17

Druckleitung 01.05.2029 31.05.2030 13

Zentrale 01.04.2028 31.10.2030 31

Energieableitung 01.08.2029 30.09.2029 2

3 4 1 2 3 41 2 3 4 1 2

2028 2029 2030



 



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 



 

 

 
 
 
 
 

W A S S E R R E C H T S V E R L E I H U N G 
 
 
 
 
 

der 
 
 

 
 
 

GEMEINDE AROSA  
 

(nachstehend Gemeinde genannt) 
 
 
 
 

an das 
 
 
 
 

PROJEKTKONSORTIUM WASSERKRAFT PLESSUR 
(zuhanden einer zu gründenden Aktiengesellschaft) 

 
(nachstehend Konzessionär genannt) 

 
 
 
 

betreffend die 
 
 
 

 
NUTZUNG DER WASSERKRAFT DER PLESSUR  
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Art. 1 

Umfang des Nutzungsrechtes  
1Die Gemeinde erteilt dem Konzessionär das Recht, die Wasserkraft der Plessur zum Zwecke 

der Erzeugung elektrischer Energie wie folgt zu nutzen: 

 

Plessur (ab Wasserrückgabe Kraftwerk Litzirüti bis Zentrale Pradapunt) 

 

Kote Wasserentnahme (Wasserrückgabe KW Litzirüti) ca. 1396.00 m ü. M. 

Ausbauwassermenge ca. 3000 l/s  

Restwassermenge ganzjährig 250 l/s 

Kote Wasserrückgabe ca. 994.24 m ü. M. (entspricht 

dem Stauziel der Wasserfassung 

des KW Lüen in Pradapunt) 
 

2Zur Bestimmung des Umfangs des Nutzungsrechtes ist zudem das Dossier "Konzessionsprojekt 

KW Pradapunt" inkl. Pläne vom Oktober 2024 massgebend. 
 

3Der Zufluss aus dem Zwischeneinzugsgebiet des Oberliegers (Isel bis Litzirüti) kann unter der in 

Absatz 1 festgelegten Restwassermenge von 250 l/s liegen. Steht dem KW Pradapunt Wasser 

aus dem Unterwasser des KW Litzirüti zur Verfügung, ist der Konzessionär verpflichtet, dieses 

für die Dotation der Differenz zwischen der in Absatz 1 festgelegten Restwassermenge und dem 

Zufluss aus dem Zwischeneinzugsgebiet zu verwenden. Steht dem KW Pradapunt kein Wasser 

aus dem Unterwasser des KW Litzirüti zur Verfügung, muss keine Zusatzdotierung erfolgen. Das 

Wasser aus dem Zwischeneinzugsgebiet wird ungeschmälert weitergeleitet. 

 
4Für den ungeschmälerten Erhalt der Auen auf der Restwasserstrecke von Litzirüti nach Prada-

punt verpflichtet sich der Konzessionär bei einer Hochwasserwelle mit einem Zufluss beim Stau-

see Isel > 8 m³/s (Überlauf Stausee Isel (Messwert) plus turbinierte Wassermenge im KW Lit-

zirüti), das KW Pradapunt während 24 Stunden ausser Betrieb zu nehmen. Es erfolgt maximal 1 

Ausserbetriebnahme à 24 Stunden pro Woche. Sollte sich im Rahmen eines Monitorings erwei-

sen, dass ein ungeschmälerter Erhalt der Auen auch anderweitig sichergestellt werden kann, 

werden in Absprache mit den Behörden Menge, Dauer und Grenzwert der Ausserbetriebnahmen 

angepasst oder komplett auf Ausserbetriebnahmen verzichtet. 
 

5Der Konzessionär ist berechtigt, Änderungen oder Erweiterungen des Projektes vorzunehmen, 

soweit solche einer zweckmässigeren und rationelleren Ausnützung der verliehenen Wasserkraft 

dienlich sein sollten. Ein solcher Ausbau unterliegt im Übrigen Art. 23 der vorliegenden Wasser-

rechtsverleihung. Die Genehmigung der Regierung des Kantons Graubünden gemäss Art. 11 

BWRG bleibt vorbehalten.  
 

6Abweichungen von den generellen Plänen, welche sich bei der Ausarbeitung der Detailpläne als 

notwendig oder zweckmässig erweisen sollten, bilden, sofern die Grundlagen der Wasserrechts-

verleihung dadurch nicht verändert werden, keinen Grund für die Aufhebung der Wasserrechts-

verleihung und sollen - gegebenenfalls mit den erforderlichen Auflagen - genehmigt werden (Art. 

26 BWRG und Art. 14 BWRV).  
 

7Mit der Erteilung des Nutzungsrechts ist auch die Nutzungspflicht des gesamten Wasserdarge-

bots im Rahmen der Restwasserregelungen und bei Ausnutzung der Schluckfähigkeit der Turbi-

nen verbunden. Ein davon abweichendes Betriebsregime ist der Gemeinde mitzuteilen. Die 
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Berechnung des Wasserzinses erfolgt in diesem Falle gemäss Art. 10 Abs. 4 der vorliegenden 

Wasserrechtsverleihung. 
 

8Die Konzession des Oberliegers für den Betrieb des Kraftwerks Litzirüti wird am 14. Mai 2067 

enden. Sollte für den Betrieb des Kraftwerks Litzirüti keine neue Konzession ab 2067 erteilt wer-

den oder sollte die Ausbauwassermenge des Kraftwerks Litzirüti in einer neuen Konzession tiefer 

sein als die Ausbauwassermenge des Konzessionärs gemäss vorstehendem Art. 1 Abs. 1, so ist 

der Konzessionär berechtigt, die Differenz zwischen der Ausbauwassermenge gemäss vorste-

hendem Art. 1 Abs. 1 und der tieferen Ausbauwassermenge des Kraftwerks Litzirüti mittels einer 

neu zu erstellenden Fassung auf Kote der Wasserentnahme gemäss vorstehendem Art. 1 Abs. 

1 aus der Plessur zu entnehmen. Für die Erstellung dieser Wasserfassung ist eine Baubewilligung 

zu beantragen. Sollte die Ausbauwassermenge des Kraftwerks Litzirüti in einer neuen Konzes-

sion unwesentlich höher ausfallen und die Erhöhung einen Wert von 10% der Ausbauwasser-

menge des Konzessionärs gemäss vorstehendem Art. 1 Abs. 1 nicht überschreiten, so ist der 

Konzessionär berechtigt, auch diese Wassermengen in seinen Anlagen ohne Konzessionsan-

passung zu nutzen.  

 

 

Art. 2 

Dauer der Wasserrechtsverleihung 
1Die Wasserrechtsverleihung beginnt am Tage ihrer rechtskräftigen Genehmigung durch die Re-

gierung des Kantons Graubünden. Sie wird auf die Dauer von 80 Jahren ab Inbetriebnahme des 

Werkes erteilt. 
 

2Als Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Werks gilt der Beginn der dauernden Abgabe von elektri-

scher Energie der Zentrale in Pradapunt in das Netz. 
 

3Dieser Zeitpunkt wird vom Bau-, Verkehrs- und Forstdepartement verbindlich festgelegt. 

 

 

Art. 3 

Gesellschaftsgründung 
1Innert fünf Jahren nach Inkraftsetzung der Wasserrechtsverleihung, respektive nach Vorliegen 

sämtlicher, für die Verwirklichung des Vorhabens erforderlicher, rechtskräftiger Bewilligungen aus 

dem Projektgenehmigungsverfahren (Bau- und Ausnahmebewilligungen etc.) und nach dem Re-

alisierungsentscheid, ist nach den Bestimmungen der schweizerischen Gesetzgebung und unter 

Berücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen dieser Wasserrechtsverleihung eine Aktien-

gesellschaft zu gründen mit dem Zweck, das Kraftwerk Pradapunt zu bauen und zu betreiben. 
 

2Der Konzessionär ist verpflichtet, der Regierung des Kantons Graubünden im Zeitpunkt der An-

meldung der Gesellschaft zur Eintragung ins Handelsregister die Unterlagen über die Gründung 

der Aktiengesellschaft, insbesondere deren Statuten, in der nötigen Anzahl zuzustellen. In glei-

cher Weise sind Änderungen dieser Unterlagen jeweils mitzuteilen. 
 

3Die Aktiengesellschaft hat ihr Rechts- wie auch ihr Steuerdomizil während der ganzen Dauer der 

Wasserrechtsverleihung in Arosa. 
 

4Die Aktien müssen auf den Namen lauten. 
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Art. 4  

Beteiligung an der Gesellschaft 
1Die Gemeinde beteiligt sich nicht direkt am Aktienkapital der Gesellschaft, sondern sieht eine 

indirekte Beteiligung über Arosa Energie vor. 

 

 

Art. 5 

Ausführungspläne 
1Nach Beendigung der Bauarbeiten sind den zuständigen Behörden im Zusammenhang mit der 

Kollaudation die wichtigsten Ausführungspläne in der verlangten Anzahl in Papierform wie auch 

in gewünschter digitaler Form zu übergeben. Die Kollaudation erfolgt innerhalb eines Jahres nach 

der Inbetriebnahme der Kraftwerkanlagen. 
 

2Änderungen oder Erweiterungen des Werkes sind auf Kosten der Beliehenen in diesen Plänen 

jeweils nachzutragen; nötigenfalls sind die Pläne neu herzustellen. 
 

3Angepasste oder neue Pläne werden wie unter Abs. 1 festgelegt unaufgefordert an die zustän-

digen Behörden abgegeben. 

 

 

Art. 6 

Bau und Inbetriebnahme 
1Der Konzessionär ist verpflichtet, spätestens innerhalb von fünf Jahren nach Eintritt der Rechts-

kraft der Wasserrechtsverleihung mit dem Bau der zum Kraftwerk gehörenden Anlagen zu begin-

nen und die Anlage innert fünf Jahren nach Baubeginn in Betrieb zu nehmen. 
 

2Die Gemeinde wird Fristerstreckungen gewähren, sofern solche mit angemessener Begründung 

nicht verweigert werden können. Fristerstreckungen bedürfen der Genehmigung durch die Re-

gierung des Kantons Graubünden. 

 

 

Art. 7 

Bodenabtretung, Materialgewinnung und Deponien 
1Die Gemeinde stellt dem Konzessionär das in ihrem Eigentum stehende, für die Erstellung und 

den Betrieb des Kraftwerkes samt Nebenanlagen und Leitungsbauten erforderliche Grundeigen-

tum unentgeltlich zur Verfügung und wird auch die erforderlichen Durchleitungsrechte in und über 

Gemeindeboden unentgeltlich einräumen. 
 

2Der Konzessionär kann ferner auf Gemeindeboden Sand, Kies und Steine für den Bau der An-

lagen gegen eine entsprechende Entschädigung gewinnen, soweit dadurch die Deckung des ei-

genen Bedarfs der Gemeinde und ihrer Einwohner nicht beeinträchtigt wird. Er hat sich vor Inan-

griffnahme der Ausbeutung jedes einzelnen Materialgewinnungsplatzes mit der Gemeinde ins 

Einvernehmen zu setzen. Es ist Sache des Konzessionärs, die erforderliche kantonale Bewilli-

gung beizubringen. 
 

3Die im Voraus zu erlassenden Vorschriften über die Ausdehnung der Gruben, Erstellung der 

Zufahrts- und Transporteinrichtungen, Ablagerungen des Baumaterials, Ordnung der Plätze bzw. 

Humusierung der vorher produktiven Grundstücke zulasten des Konzessionärs sind zu befolgen. 
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4Der Konzessionär hat das Ausbruchmaterial der Bauten in Übereinkunft mit der Gemeinde an 

die hierfür gemäss Genehmigung geeigneten Orten zu deponieren und zu sichern. Die Gewähr 

für die Standsicherheit der Deponien bleibt beim Konzessionär. Lagert der Konzessionär Aus-

bruchmaterial in einer gemeindeeigenen Deponie ab, ist hierfür eine entsprechende Entschädi-

gung zu leisten. 
 

5Nach Beendigung der Arbeiten sind die Deponien soweit möglich der Umgebung anzupassen, 

allenfalls in geeigneter Weise auf Kosten des Konzessionärs zu begrünen und zu bepflanzen. 
 

6Die Vereinbarungen über die Materialgewinnungs- und Ablagerungsplätze auf Gemeindeboden 

sind jeweils schriftlich zu treffen. 
 

7Die planmässige Inanspruchnahme von öffentlichem Grund, welche keinen Erwerb des Grund-

eigentums oder eines dinglichen Rechtes gemäss Abs. 1 dieses Artikels voraussetzt, beispiels-

weise für die Anlagen von Stollen, Schächten und anderen unterirdischen Bauwerken, wird dem 

Konzessionär hiermit gestattet und darf nicht von der Bezahlung einer Gebühr oder anderen Ab-

gaben abhängig gemacht werden. 
 

8Unter Gemeindeboden versteht sich Grundeigentum, welches der politischen Gemeinde gehört.  
 

9Der Erwerb von Privatboden und der dinglichen Rechte, die zum Bau und Betrieb des Werkes 

nötig sind, sowie die Ablösung entgegenstehender Nutzungsrechte ist ausschliesslich Sache des 

Konzessionärs. 
 

10Auf Wunsch des Konzessionärs stellt die Gemeinde gegen angemessene Entschädigung ihre 

Dienste zur Verfügung, um den Erwerb auf gütlichem Wege zu ermöglichen.  
 

11Die Vermessungs-, Vermarkungs- und Grundbuchkosten trägt der Konzessionär. 
 

12Im Streitfall soll gemeinsam zwischen der Kraftwerksgesellschaft, der Gemeinde und den Pri-

vaten eine Einigung herbeigeführt werden. Ist eine gütliche Einigung mit den Inhabern von priva-

ten Rechten nicht möglich, kann der Konzessionär aufgrund von Art. 60 BWRG das Expropriati-

onsrecht verlangen. 

 

 

Art. 8 

Strassen und Wege 
1Bei der Projektierung und der Erstellung von Strassen und Wegen, welche für den Bau und 

Betrieb des Werkes und seiner Nebenanlagen nötig sind, hat der Konzessionär nach Möglichkeit 

und soweit damit nicht unzumutbare Lasten verbunden sind, die allgemeinen Interessen der Ge-

meinde zu berücksichtigen. 
 

2Im Übrigen hat der Konzessionär Wege, die ausschliesslich zum Bau und Betrieb seines Werkes 

nötig sind, auf eigene Rechnung zu erstellen und zu unterhalten. Sie sind dem Gemeingebrauch 

offen zu halten, soweit dies mit den Erfordernissen des Baus und Betriebs der Werkanlagen ver-

einbar ist (Gewährleistung der Sicherheit und Gesundheit von Personen und Sachen), gemäss 

den von der Territorialgemeinde zu erlassenden Bestimmungen. 
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3Die Einzelheiten der Erstellung, des Unterhaltes und der Benützung sowie die Abtretung solcher 

Strassen und Wege an die Gemeinde sind in einer separaten Vereinbarung zwischen der Ge-

meinde und dem Konzessionär festzulegen. 
 

4Für den Erwerb des für solche Strassen nötigen Bodens ist Art. 7 Abs. 9 hiervor massgebend. 
 

5Wenn für den Bau und Betrieb des Kraftwerkes und der Nebenanlagen bestehende öffentliche 

Strassen und Wege oder andere Anlagen umgebaut oder verlegt werden müssen, hat der Kon-

zessionär die besonderen Bau- bzw. vermehrten Instandstellungskosten zu übernehmen bzw. 

nach Absprache mit dem Eigentümer selber vorzunehmen. Zudem gelten sinngemäss die Best-

immungen gemäss Abs. 3. 
 

6Für Wegverbindungen, welche infolge der Erstellung oder des Betriebes der Werkanlage dahin-

fallen oder erheblich beeinträchtigt werden, schafft der Konzessionär den gleichwertigen Ersatz. 

 

 

Art. 9 

Konzessionsgebühr 
1Der Konzessionär bezahlt der Gemeinde für die Erteilung dieser Wasserrechtsverleihung eine 

einmalige Konzessionsgebühr von 80% eines jährlich geschuldeten Wasserzinses, den die Ge-

meinde gemäss Art. 10 zugute hat. Der Wasserzins wird aufgrund der dem Konzessionsprojekt 

zugrunde liegenden mittleren jährlichen Nutzwassermengen berechnet, wobei die Bestimmungen 

gemäss Art. 10 Abs. 1 Anwendung finden. 
 

2Bei Vorliegen einer rechtskräftigen Wasserrechtsverleihung wird 50% der gesamten Konzessi-

onsgebühr fällig, die restlichen 50% werden bei Inbetriebnahme des Werkes entrichtet. 
 

3Diese Beträge sind innert einer Frist von 30 Tagen zahlbar, unter Vorbehalt abweichender Ab-

rede zwischen der Gemeinde und dem Konzessionär. Eine Verkürzung der Zahlungsfrist ist nicht 

gestattet. 

 

 

Art. 10 

Wasserzins 
1Der Konzessionär bezahlt der Gemeinde für die Nutzung der Wasserkraft einen Wasserzins in 

der Höhe des höchstzulässigen Ansatzes, den die Gemeinde nach der jeweiligen eidgenössi-

schen und kantonalen Gesetzgebung beanspruchen kann.  
 

2Der Wasserzinsanspruch der Gemeinde beginnt mit dem Tage der Inbetriebnahme der Anlage. 
 

3Dieser Wasserzins ist jeweils bis Ende Januar des auf das Betriebsjahr folgenden Jahres zu 

ermitteln und bis Ende März zu bezahlen.  

 
4Die Berechnung des Wasserzinses erfolgt gemäss den einschlägigen Gesetzen und Weisungen 

des Kantons Graubünden zur Berechnung der Wasserwerksteuer. Sollte das Betriebsregime des 

Werks dazu führen, dass nicht das gesamte Wasserdargebot bis zur konzedierten Wassermenge 

und zur Schluckfähigkeit der Turbine genutzt wird (Art. 1 Abs. 6), so ist der Wasserzins basierend 

auf der mittleren jährlich nutzbaren Wassermenge zu entrichten. 
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Art. 11 

Steuern 
1Die Steuerpflicht des Konzessionärs richtet sich nach der jeweils geltenden Steuergesetzge-

bung. 

 

 

Art. 12 

Haftpflicht und Versicherungspflicht 
1Der Konzessionär ist im Rahmen der bestehenden Gesetze für allen Schaden verantwortlich 

und haftbar, der durch Bestand, Erstellung oder Betrieb des Werkes entsteht und Leben und 

Gesundheit von Personen, die Natur oder das öffentliche oder private Vermögen der Gemeinde 

oder Dritter betrifft.  
 

2Der Konzessionär versichert seine Anlagen gemäss den bundes- und kantonalrechtlichen Best-

immungen. 

 

 

Art. 13 

Unterhalt der Anlagen 
1Der Konzessionär ist verpflichtet, seine Kraftwerksanlagen und Einrichtungen jederzeit in einem 

betriebsfähigen Zustand zu erhalten. Alle Anlagen haben im Rahmen der Wasserrechtsverlei-

hung eine rationelle Nutzung der Gewässer zu gewährleisten. 

 

 

Art. 14 

Wasserpolizeiliche Verpflichtungen 
1Haben die Anlagen zur Nutzbarmachung der Wasserkraft oder deren Betrieb Änderungen in den 

Wasserabflussverhältnissen zur Folge, die sich auf das Eigentum der Uferanstösser oder den 

wasserbaulichen Zustand des Gewässers und damit im Zusammenhang stehende öffentliche In-

teressen nachteilig auswirken, ist der Konzessionär zur Ausführung aller von den zuständigen 

Behörden angeordneten Schutzbauten und sonstigen Vorkehren zur Vermeidung oder Behebung 

nachgewiesener Nachteile auf eigene Kosten sowie zum Ersatz des eingetretenen Schadens 

verpflichtet. 
 

2Im Besonderen ist der Konzessionär auch verpflichtet, schädliche Ablagerungen und Ab-

schwemmungen, die sich infolge der durch seine Anlagen verursachten Veränderungen in den 

Abflussbedingungen bilden, nach Weisungen der kantonalen Aufsichtsbehörde zu beseitigen. 

 

 

Art. 15 

Wasserübernahme, Wasserrückgabe und Betrieb 
1Die Wasserübernahme erfolgt direkt über den Unterwasserkanal des Oberliegers. Der Konzes-

sionär regelt die Bedingungen für die Wasserübergabe direkt mit dem Oberlieger. 
 

2Die Wasserrückgabe in das System des Unterliegers erfolgt entweder ins Staubecken vor der 

Wehranlage oder direkt in den Fassungsbereich des KW Lüen.  
 

3Der Konzessionär verpflichtet sich, seinen Betrieb im Sinne der rationellen Wasserkraftnutzung 

(Art. 13 BWRV) mit dem Unter- und Oberlieger abzustimmen, soweit technisch machbar. 
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Art. 16 

Privatrechte 
1Allfällige bestehende Privatrechte, Rechte Dritter und auf älterer Wasserrechtsverleihung beru-

hende Wasserrechte am Wasserlauf werden durch die vorliegende Wasserrechtsverleihung nicht 

berührt. Es ist Sache des Konzessionärs, sich mit den Inhabern solcher Rechte zu verständigen. 

 

 

Art. 17 

Vergabe der Aufträge 
1Die Vergabe von Bauaufträgen, Lieferungen und Dienstleistungen hat nach den geltenden Best-

immungen über das öffentliche Beschaffungswesen zu erfolgen. 

 
 

Art. 18 

Änderung, Übertragung und Erneuerung der Wasserrechtsverleihung 
1Änderungen, Übertragungen und Erneuerungen der Wasserrechtsverleihung bedürfen der Zu-

stimmung der Gemeinde und der Regierung des Kantons Graubünden. 

 

 

Art. 19 

Erlöschen und Verwirkung der Wasserrechtsverleihung 
1Die Wasserrechtsverleihung erlischt, wenn 

a) der Konzessionär darauf verzichtet; 

b) ihre Dauer abläuft. 
 

2Die Wasserrechtsverleihung kann durch die Verleihungsbehörde als verwirkt erklärt werden, 

wenn 

a) der Konzessionär den ordnungsgemässen Betrieb während dreier aufeinander folgender 

Jahre unterbricht und ihn binnen angemessener Frist nicht wieder aufnimmt; 

b) der Konzessionär wichtige Pflichten trotz Mahnung gröblich verletzt; 

c) der Konzessionär mit dem Bau der zum Kraftwerk gehörenden Anlagen nicht binnen der Fris-

ten gemäss Art. 6 beginnt. 
 

3Beim Erlöschen oder bei der Verwirkung der Wasserrechtsverleihung ist der Konzessionär ver-

pflichtet, auf seine Kosten und nach Weisung der Behörden den öffentlichen Interessen entspre-

chenden Zustand herzustellen. Soweit dies wesentliche bauliche Veränderungen umfasst, wer-

den sie von den Behörden angeordnet. 
 

4Beim vorzeitigen Erlöschen oder der Verwirkung der Wasserrechtsverleihung gelten die Bestim-

mungen über den Heimfall gemäss Art. 21. 

 

 

Art. 20 

Rückkauf 
1Ein Rückkauf der Kraftwerksanlagen während der gesamten Konzessionsdauer ist ausgeschlos-

sen. 
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Art. 21 

Heimfall 
1Der Heimfall der Anlagen richtet sich nach Art. 42 ff. BWRG sowie nach den Bestimmungen des 

WRG unter Einbezug der nachstehenden Ergänzungen. 
 

2Der Konzessionär hat gemäss Art. 25 BWRG zuhanden der Gemeinde und des Kantons Grau-

bündens ein Inventar der heimfallbelasteten Anlageteile zu erstellen und fortlaufend nachzufüh-

ren. 
 

3Verzichten die Gemeinde und/oder der Kanton Graubünden auf das Heimfallrecht, so haben sie 

dies dem Konzessionär spätestens fünf Jahre vor Ablauf der Konzessionsdauer mitzuteilen. 

 

 

Art. 22 

Kostenfolge 
1Alle Gebühren, welche für die Durchführung der in vorliegender Wasserrechtsverleihung wie der 

Gesetzgebung vorgesehenen Prüfungen, Untersuchungen, periodischen Revisionen anfallen, 

wie auch die mit der Genehmigung der Wasserrechtsverleihung und ihrer allfälligen Übertragung 

und anderen Ausfertigungen verbundenen Staatsgebühren, gehen zu Lasten des Konzessionärs. 
 

2Sonstige Gebühren, die im Zusammenhang mit dieser Wasserrechtsverleihung notwendiger-

weise anfallen, gehen ebenfalls zulasten des Konzessionärs. 
 

3Entstehen durch den Kraftwerksbau Kosten für die Verlegung oder Neubestimmung von Trian-

gulations- und Nivellementspunkten der eidgenössischen Landesvermessung, so sind sie vom 

Konzessionär zu tragen. 

 

 

Art. 23 

Vorbehalt künftiger Gesetze 
1Alle Bestimmungen der bestehenden Gesetze des Bundes, des Kantons Graubünden und der 

Gemeinde ergänzen die vorliegende Wasserrechtsverleihung, soweit sie diese betreffen können 

und diese nichts Abweichendes regelt. 
 

2Die Bestimmungen künftiger Gesetze des Bundes, des Kantons Graubünden und der Gemeinde 

bleiben – unter Wahrung der wohlerworbenen Rechte des Konzessionärs – dieser Wasserrechts-

verleihung gegenüber vorbehalten. 

 

 

Art. 24 

Streitigkeiten 
1Die Zuständigkeit zur Beurteilung von Streitigkeiten aus dem Konzessionsverhältnis richtet sich 

nach den massgeblichen bundesrechtlichen und kantonalen Bestimmungen. 

 

 

Art. 25 

Inkrafttreten der Wasserrechtsverleihung 
1Die vorliegende Wasserrechtsverleihung tritt nach Annahme durch die Gemeinde Arosa sowie 

nach der rechtskräftigen Genehmigung durch die Regierung des Kantons Graubünden in Kraft. 
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Art. 26 

Ausfertigung 
1Diese Urkunde ist in fünf gleichlautenden Exemplaren ausgefertigt und von allen Parteien unter-

schrieben. Die Gemeinde erhält ein Exemplar, der Konzessionär und der Kanton Graubünden 

deren zwei (zuhanden des Wasserwerkkatasters sowie des Staatsarchivs). 

 

 

 

 

 

Für die Richtigkeit: 

 

 

Gemeinde Arosa: 

 

…………......…….., den __. ______________ 2024 

 

 

………………………………………….. ……………………..…………………. 

Yvonne Altmann Jan Diener 

Gemeindepräsidentin  Gemeindeschreiber  
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Projektkonsortium Wasserkraft Plessur (zuhanden einer zu gründenden Aktiengesellschaft): 

 

 

…………......…….., den __. ______________ 2024 

 

Arosa Energie 

 

 

……………………………………………… ……………………..…………………. 

Alois Rütsche Tino Mongili 

Verwaltungsratspräsident Geschäftsführer  

 
 

…………......…….., den __. ______________ 2024 

 

 

 

IBC Energie Wasser Chur 

 

 

……………………………………………… ……………………..…………………. 

Urs Schädler Stefan Illien 

Verwaltungsratspräsident Geschäftsführer 

 

 

…………......…….., den __. ______________ 2024 

 

 

 

Axpo Power AG 

 

 

……………………………………………. ……………………..…………………. 

Jörg Huwyler  Viktor Lir 

Divisionsleiter  Leiter Asset Management 

Division Hydroenergie & Biomasse Division Hydroenergie & Biomasse 
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…………......…….., den ……………………………… 

 

 

 

Genehmigt von der Regierung mit Beschluss vom ………………………….. (Protokoll Nr. .…): 

 

 

Namens der Regierung des Kantons Graubünden 

 

Der Präsident:                                         Der Kanzleidirektor: 



 

 

 

 

 
Schutzreglement Plessur 
 
 
im Zusammenhang mit der  
 
 
Wasserkraftnutzung im geplanten Kraftwerk Pradapunt 
 
 
 

________________________________________________ 
 
 

 

I. Allgemeines 

 
Art. 1  Ausgangslage 

Das «Projektkonsortium Wasserkraft Plessur» plant die Neukonzessionierung des Kraft-

werks (KW) Pradapunt, welches die Nutzung des Wasserkraftpotentials der Plessur zwi-

schen Litzirüti und Pradapunt im Kanton Graubünden vorsieht. Das KW Pradapunt soll 

das Betriebswasser des oberliegenden KW Litzirüti der Arosa Energie ab der Zentrale Lit-

zirüti weiterleiten zur neu geplanten Zentrale Pradapunt, bei der heutigen Fassung Prada-

punt des bestehenden KW Lüen der Arosa Energie. Durch die Ausleitung des Betriebswas-

sers des KW Litzirüti können die negativen Einflüsse von Schwall/Sunk im Abschnitt zwi-

schen Litzirüti und Pradapunt eliminiert werden.  

 

Der im Rahmen des Konzessionsprojektes ausgearbeitete Restwasservorschlag sieht die 

Einhaltung einer Mindestrestwassermenge nach Art. 31 Abs. 1 GSchG von 250 l/s ab der 

heutigen Wasserrückgabe des KW Litzirüti vor.  

 

Da das KW Pradapunt lediglich das Betriebswasser des KW Litzirüti übernimmt, kann das 

KW Pradapunt die Mindestrestwassermenge von 250 l/s nicht ständig sicherstellen, 

wenn der Zufluss aus dem Zwischeneinzugsgebiet kleiner als 250 l/s ist und das KW Lit-

zirüti nicht turbiniert. Diese intermittierende Restwasserabgabe führt ökologisch zu einer 

unbefriedigenden Restwassersituation in der Plessur. 

 



 

 

Durch die Anwendung einer Schutz- und Nutzungsplanung (SNP) nach Art. 32 lit. c GSchG 

besteht die Möglichkeit, die Restwassermengen tiefer als die gesetzlichen Mindestvorga-

ben anzusetzen (Mehrnutzung), wenn als Ausgleich ein äquivalenter Mehrschutz gefun-

den werden kann. In Absprache mit den Fachstellen des Kantons Graubünden, wird im 

Rahmen des Konzessionsgesuchs des KW Pradapunt eine SNP mit nachfolgend beschrie-

bener Mehrnutzung und Mehrschutz beantragt: 

 

Mehrnutzung: 

Als Mehrnutzungsmassnahme ist der Verzicht auf eine Restwasserabgabe ab der heutigen 

Wasserrückgabe des KW Litzirüti durch das KW Pradapunt vorgesehen. Der Verzicht auf 

die Restwasserabgabe resultiert in geringem Ausmass in einer Mehrproduktion des KW 

Pradapunt . 

 

Mehrschutz: 

Als Mehrschutzmassnahme ist die Unterschutzstellung der Plessur bzw. des verbleiben-

den Abflusses der Plessur zwischen Litzirüti bis Pradapunt vorgesehen, womit eine wei-

tere Nutzung der Wasserkräfte zur Stromproduktion, die über das KW Pradapunt hinaus-

gehen, in diesem Gewässerabschnitt ausgeschlossen wird. Mit dieser Unterschutzstellung 

bzw. diesem Nutzungsverzicht kann unter anderem gewährleistet werden, dass die Zu-

flüsse aus dem Zwischeneinzugsgebiet Isel – Litzirüti inkl. den ab Stausee Isel abgegebe-

nen Restwassermengen des KW Litzirüti auch in Zukunft ungeschmälert weitergeleitet 

werden und nicht durch das KW Pradapunt oder Dritte gefasst werden können.  

 

Die Unterschutzstellung der Plessur zwischen Litzirüti und Pradapunt bildet Gegenstand 

des vorliegenden Reglements. 

 
 
Art. 2 Rechtliche Sicherstellung 

Die rechtliche Sicherung der Unterschutzstellung erfolgt durch Annahme des vorliegen-

den Schutzreglements durch Urnenabstimmung in der Gemeinde Arosa als Inhaberin der 

Gewässerhoheit über die Plessur auf ihrem Gemeindegebiet. 

 

 
II. Inhalt der Unterschutzstellung 

 
Art. 3 Unterschutzstellung 

Mit dem vorliegenden Reglement stellt die Gemeinde Arosa die Plessur von Litzirüti bis 

Pradapunt unter Schutz. Die Abflüsse und Wasserkräfte der Plessur zwischen Litzirüti bis 



 

 

Pradapunt, die über das KW Pradapunt hinaus gehen, gelten aus wasserrechtlicher Sicht 

als nicht mehr verfügbar, was einer künftigen Nutzungseinräumung an einen Dritten ent-

gegensteht. 

 
 
Art. 4 Schutzperimeter 

Der Schutzperimeter erstreckt sich über die Strecke der Plessur von Kote ca. 1396 m ü.M. 

bis Kote ca. 994.24 m ü.M. gemäss Karte im Anhang.  

 

Innerhalb des Schutzperimeters ist eine weitere Nutzung der Wasserkräfte zur Strompro-

duktion ausgeschlossen. Vorbehalten bleiben geringfügige, bereits bestehende private 

Nutzungen sowie Nutzungen zu Trinkwasserzwecken bzw. in Trinkwassersystemen. 

 

 

Art. 5 Dauer 

Die Unterschutzstellung des Plessurabschnittes erfolgt bis zum Zeitpunkt ab dem das KW 

Litzirüti die gesetzlichen Restwassermengen gemäss Art. 29ff GSchG einhält. 

 

 

Art. 6 Inkrafttreten 

Das Schutzreglement tritt in Kraft, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 

− Annahme des Schutzreglements durch Urnenabstimmung in der Gemeinde Arosa 

− Rechtskrafteintritt der Wasserrechtsverleihung für das KW Pradapunt 

− Rechtskrafteintritt der Schutz- und Nutzungsplanung für das KW Pradapunt (Geneh-

migung durch den Bundesrat) 

 
 
Anhang: Karte mit Schutzperimeter 
 
 
Gemeinde Arosa 

Arosa, Datum 

 

 

Yvonne Altmann 

Gemeindepräsidentin 

 

Jan Diener 

Gemeindeschreiber
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Anhang: Karte mit Schutzperimeter 

 

 

Perimeter der betroffenen Gewässerstrecke der Plessur zwischen der bestehenden Zent-

rale Litzirüti und der neu geplanten Zentrale Pradapunt 


